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A m 1. November 2024 ist das Ge­
setz über die Selbstbestimmung 
in Bezug auf den Geschlechts­

eintrag (SBGG) in Kraft getreten. Der 
Gesetzgeber möchte die Regelungen 
zur Änderung des Geschlechtseintrags 
und der Vornamen bei Auseinanderfal­
len des Geschlechtseintrags und der 
subjektiv empfundenen Geschlechts­
identität vereinheitlichen und entbü­
rokratisieren. Darüber hinaus möchte 
er eine selbstbestimmte Änderung 

zur Wahrung und zum Schutz der 
verfassungsrechtlich geschützten 
Geschlechtsidentität ermöglichen (vgl. 
BT-Drucksache 20/9049). Die Selbstbe­
stimmung trans-, intergeschlechtlicher 
und nichtbinärer Menschen soll ge­
stärkt und die respektvolle Behandlung 
in Bezug auf die Geschlechtsidentität 
verwirklicht werden (BT-Drucksache. 
20/11004). Erste Erziehungsberatungs­

stellen berichten, dass sie konkrete 
Anfragen zu dem Selbstbestimmungs­
gesetz erhalten haben und diskutieren 
gerade über den Umgang mit diesen 
scheinbar neuen Beratungsanliegen.

Um die Auswirkungen des SBGG 
auf die Arbeit von Erziehungsbera­
tungsstellen abzuschätzen, ist es 
zunächst erforderlich, sich mit den 
Zielen und Hintergründen des Gesetzes 
auseinanderzusetzen. Welche Motive 
verfolgt der Gesetzgeber mit dem 

Gesetz? Warum wurde eine Änderung 
der Rechtslage für erforderlich gehal­
ten? Was regelt das Gesetz über die 
Selbstbestimmung in Bezug auf den 
Geschlechtseintrag und was nicht? 
Erst auf dieser Grundlage können die 
rechtlichen Auswirkungen des Selbst­
bestimmungsgesetzes auf die tägliche 
Arbeit in Erziehungsberatungsstellen 
eingeschätzt werden.

Hintergrund

Das Grundgesetz schützt auch das 
Recht auf sexuelle Selbstbestimmung. 
In der Kommentarliteratur zum Grund­
gesetz finden sich zumeist knappe 
Ausführungen zur sexuellen Selbstbe­
stimmung als Ausprägung des Rechts 
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit 
(Valentiner 2020). Das Bundesverfas­
sungsgericht hat dies in zahlreichen 
Entscheidungen wiederholt klargestellt. 
Die Leitsätze eines richtungsweisenden 
Beschlusses des Bundesverfassungsge­
richts aus dem Jahr 2017 (BVerfG 2017) 
lauten:
1.	Das allgemeine Persönlichkeitsrecht 

(Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG) 
schützt die geschlechtliche Identität. 
Es schützt auch die geschlechtliche 
Identität derjenigen, die sich dau­
erhaft weder dem männlichen noch 
dem weiblichen Geschlecht zuordnen 
lassen.

2.	Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG schützt auch 
Menschen, die sich dauerhaft weder 
dem männlichen noch dem weib­
lichen Geschlecht zuordnen lassen, 
vor Diskriminierungen wegen ihres 
Geschlechts.

3.	Personen, die sich dauerhaft weder 
dem männlichen noch dem weib­
lichen Geschlecht zuordnen lassen, 
werden in beiden Grundrechten 
verletzt, wenn das Personenstands­
recht dazu zwingt, das Geschlecht 
zu registrieren, aber keinen anderen 
positiven Geschlechtseintrag als 
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weiblich oder männlich zulässt.
Durch das Selbstbestimmungsgesetz 
soll die Verwirklichung des Rechts auf 
sexuelle Selbstbestimmung erleichtert 
und das Transsexuellengesetz (TSG) im 
Lichte der Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichtes ersetzt werden. 
Mittel ist die selbstbestimmte Wahl der 
personenstandsrechtlichen Geschlechts­
zuordnungen und der Vornamen. An 
dieser Stelle sei kurz darauf hingewie­
sen, dass es um die selbstbestimmte 
Verwirklichung der Geschlechtsidentität 
geht und das Recht auf Änderung der 
Vornamen als Annex der Änderung des 
Geschlechtseintrages folgt. Das Gesetz 
ermöglicht nicht die unbürokratische 
Änderung des Vornamens bei sonst 
beibehaltender personenstandsrecht­
licher Geschlechtszuordnung.

Das vormalige TSG setzte für eine 
Änderung des Geschlechtseintrags 
die Einholung von zwei Sachverstän­
digengutachten und eine gerichtliche 
Entscheidung voraus. Dieses von vielen 
als entwürdigend angesehene, kost­
spielige und langwierige Procedere 
wurde durch das Selbstbestimmungs­
gesetz abgeschafft. Die nach dem TSG 
obligatorische Begutachtungspflicht 
wurde zunehmend auch bei den 
Begutachtenden sehr kritisch gese­
hen. Der 40. Deutsche Psychothera­
peutentag hat sich in einer Resolution 
dafür ausgesprochen, eine Änderung 
im Personenstandsregister über eine 
Erklärung beim Standesamt zu regeln 
und den Geschlechtseintrag im Wesent­

lichen nur vom Geschlechtsempfinden 
der antragstellenden Person abhängig 
zu machen (BPtK 2022). Das Selbst­
bestimmungsgesetz vereinfacht es für 
transgeschlechtliche, intergeschlecht­
liche und nichtbinäre Menschen, ihren 
Geschlechtseintrag im Personenstands­

register und ihren Vornamen ändern 
zu lassen – nicht mehr aber auch nicht 
weniger. Explizit werden medizinische 
Maßnahmen im SBGG nicht geregelt 
(§ 1 Abs. 2 SBGG). Auch Folgefragen, 
welche rechtlichen Wirkungen eine 
Änderung des Geschlechtseintrags nach 
sich ziehen können, sind mannigfaltig 
und werden nicht oder nur teilweise 
durch das SBGG geregelt. Beispiels­
weise stellt sich die Frage, wie mit der 
Teilnahme an sportlichen Wettbewer­
ben umgegangen werden kann, wenn 
die Geschlechtsidentität oder biolo­
gische Merkmale nicht eindeutig den 
traditionellen Kategorien zugeordnet 
werden können. Ein weiteres Thema 

sind medizinische Behandlungen und 
die Frage, ob Krankenkassen sich 
auf den Geschlechtseintrag berufen 
können, um bestimmte Behandlungen 
abzulehnen. 

Derartige Fragestellungen verdeut­
lichen, wie komplex die rechtlichen 
Auswirkungen einer Änderung des Ge­
schlechtseintrags in verschiedenen ge­
sellschaftlichen Bereichen sein können. 

Fachliche Fragen, insbesondere die, wie 
die selbstbestimmte sexuelle Entwick­
lung von minderjährigen Ratsuchenden 
im Beratungsprozess zu berücksich­
tigen ist, werden vom Gesetzgeber 
selbstverständlich nicht beantwortet. 
Es wird lediglich eine obligatorische 

Beratung festgeschrieben. Wie diese 
Beratung zu erfolgen hat, bleibt den 
Beratungsstellen überlassen. Einzig der 
Beratungsgegenstand scheint beschrie­
ben. Ziel der Beratung soll sein, dass 
sich die Rat suchende Personen nach 
der Beratung der Tragweite der Folgen 
einer Änderung des Geschlechtsein­
trages bewusst wird.

Regelungen im Einzelnen
Eintragsoptionen
Auch künftig stehen die Einträge 
»männlich«, »weiblich« und »divers« 
im Personenstandsregister offen. Daran 
hat das Selbstbestimmungsgesetz 

in Bezug auf den Geschlechtseintrag 
nichts geändert. Auch wird es weiterhin 
möglich sein, dass keine Angabe beim 
Geschlecht eingetragen wird, bezie­
hungsweise die Geschlechtsangabe ge­
strichen wird (§ 2 Abs. 1 SBGG i. V. m. 
§§ 22 Abs. 3 Personenstandsgesetz).

Verfahren
Die Änderung des Geschlechtseintrags 
und der Vornamen ist nicht jederzeit 
und ohne Vorlauf möglich. Gemäß 
§ 4 SBGG ist die Änderung des Ge­
schlechtseintrags (und der Vornamen) 
drei Monate vor der Erklärung münd­
lich oder schriftlich beim Standesamt 
anzumelden. Erst nach Ablauf dieser 
Frist kann sie abgegeben werden. 
Dann wird sie sofort wirksam. Die An­
meldung wird gegenstandslos, wenn 
die Erklärung nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach der Anmeldung 
abgegeben wird.

Erklärung mit Eigenversicherung
Neben der Erklärung, dass die (emp­
fundene) Geschlechtsidentität vom 
Geschlechtseintrag im Personenstands­
register abweicht, ist eine Eigenver­
sicherung beizufügen. Die erklärende 

Es ist zunächst erforderlich,  
sich mit den Zielen und 
Hintergründen des Gesetzes 
auseinanderzusetzen. 

Fachliche Fragen werden vom 
Gesetzgeber nicht beantwortet. 
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Person muss versichern, dass der 
gewählte Geschlechtseintrag der eige­
nen Geschlechtsidentität am besten 
entspricht und ihr die Tragweite der 
Folgen der Erklärung bewusst ist. Bei 
Minderjährigen ist zusätzlich zu versi­
chern, beraten worden zu sein.

Voraussetzungen zur Änderung des  
Geschlechtseintrages – Volljährige,  
§ 2 SBGG
Nach Anmeldung beim Standesamt 
(siehe oben, § 4 SBGG) ist eine 
Änderung des Geschlechtseintrags 
und der Vornamen durch eine »Erklä­
rung mit Eigenversicherung« möglich. 
Hierzu muss die betreffende Person 
dem Standesamt gegenüber erklären, 

dass ihr Geschlechtseintrag geän­
dert werden soll. Sie hat mit ihrer 
Erklärung zu versichern, dass der 
gewählte Geschlechtseintrag oder die 
Streichung des Geschlechtseintrags 
ihrer Geschlechtsidentität am be­
sten entspricht. Außerdem muss sie 
versichern, dass ihr die Tragweite der 
durch die Erklärung bewirkten Folgen 
bewusst ist. 

Voraussetzungen zur Änderung des 
Geschlechtseintrages – Minderjährige 
§ 3, § 2 SBGG
Für Minderjährige bis 14 Jahre (§ 3 
Abs. 2 SBGG) können die Sorgeberech­
tigten die Erklärung gegenüber dem 
Standesamt abgeben. Kinder können 
die Erklärung nicht selbst abgeben. 
Die Erklärung der Sorgeberechtigten 
bedarf aber des Einverständnisses des 
Kindes, wenn es das fünfte Lebensjahr 
vollendet hat. Bei Minderjährigen bis 
14 Jahre muss der gesetzliche Vertreter 
bei der Änderungserklärung mit der 
Versicherung nach § 2 Abs. 2 SBGG 
zusätzlich erklären, dass er entspre-
chend beraten ist. 

Minderjährige ab 14 Jahre (§ 3 

Abs. 1 SBGG) können die Änderungs­
erklärung nur selbst abgeben. De­
ren Wirksamkeit setzt allerdings die 
Zustimmung der Sorgeberechtigten 
voraus. Sollten die gesetzlichen Ver­
treter (Eltern) der Änderungserklärung 
nicht zustimmen, kann deren 
Zustimmung durch das Familiengericht 
ersetzt werden. Maßstab dabei ist 
das Kindeswohl. Bemerkenswert 
ist allerdings die gesetzliche 
Formulierung »wenn die Änderung des 
Geschlechtseintrags dem Kindeswohl 
nicht widerspricht«. Implizit stellt der 
Gesetzgeber damit die These auf, dass 
eine Änderung des Geschlechtseintrags 
im Personenstandsregister 
grundsätzlich dem Kindeswohl 

entspricht, nur ausnahmsweise und 
im Einzelfall könne die Änderung dem 
Kindeswohl widersprechen. Es bleibt 
abzuwarten, welchen Maßstab die 
Familiengerichte bei dieser Prüfung 
anlegen werden. Minderjährige ab 14 
Jahren müssen bei Abgabe der Ände­
rungserklärung mit der Versicherung 
nach § 2 Abs. 2 SBGG selbst erklären, 
dass sie beraten worden sind. 

Wer führt die Beratung durch, wozu 
soll beraten werden und wie ist die 
erfolgte Beratung nachzuweisen?
Der Gesetzgeber nennt beispielhaft, 
welche Personen und Stellen die erfor­
derliche Beratung durchführen sollen 
(§ 3 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 2 SBGG). Die 
Beratung kann insbesondere über zwei 
Wege erfolgen: entweder durch Per­
sonen, die über eine psychologische, 
kinder- und jugendpsychotherapeu­
tische Berufsqualifikation verfügen 
oder durch öffentliche oder freie Träger 
der Kinder- und Jugendhilfe. Bera­
tungsgegenstand ist die Tragweite der 
durch die Erklärung bewirkten Folgen 
für Kinder oder Jugendliche, somit 
die Auswirkungen der Änderung des 

Eintrages im Personenstandsregister. 
Rein informatorisch können Ratsuchen­
de hingewiesen werden, dass sie nach 
erfolgter Änderung im Personenstands­
register einen Recht auf Änderung 
amtlicher Dokumente sowie Zeugnisse 
haben. Der Nachweis über die erfolgte 
Beratung gegenüber dem Standesamt 
erfolgt lediglich durch die Eigenversi­
cherung der erklärenden Person. Eine 
offizielle Beratungsbescheinigung, ähn­
lich einem »Beratungsschein« ist vom 
Gesetzgeber nicht vorgesehen.

Was, wenn Eltern sich nicht einigen?
Sind beide Eltern gemeinsam sor­
geberechtigt, haben sie über die 
Änderungserklärung im Namen des 
Minderjährigen beziehungsweise über 
ihre Zustimmung zu einer Änderung 
des Geschlechtseintrags eines Minder­
jährigen gemeinsam zu entscheiden. 
Sie müssen versuchen, sich zu einigen. 
Können sie sich nicht einigen, kann 
das Familiengericht auf Antrag eines 
Elternteils diesem die alleinige Ent­
scheidung übertragen. Maßstab ist das 
Kindeswohl.

Änderung auch gegen den Willen  
des Kindes?
Die Erklärung der gesetzlichen Vertre­
ter bedarf des Einverständnisses des 
Kindes, wenn es das fünfte Lebensjahr 
(aber noch nicht das 14. Lebensjahr) 
vollendet hat (§ 3 Abs. 2 SBGG). 
Zudem greifen die allgemeinen Schutz­
mechanismen des Familienrechts. Bei 
Anhaltspunkten der Gefährdung des 
Kindeswohls kann das Familiengericht 
von Amts wegen Schutzmaßnahmen 
treffen – bis hin zum Entzug des 
Sorgerechts (vgl. § 1666 Bürgerliches 
Gesetzbuch). Ab Vollendung des 14. 
Lebensjahres kann nur das Kind die 
Änderungserklärung abgeben, bedarf 
aber der Zustimmung der gesetzlichen 
Vertreter. 

Erneute Änderung – Sperrfrist
Im Gegensatz zu medizinischen Maß­
nahmen zur Änderung der geschlecht­
lichen Identität sind Änderungen im 
Personenstandsregister (leichter) 
reversibel. Nach einer Änderung des 
Geschlechtseintrags und der Vornamen 
gilt allerdings eine Sperrfrist von einem 

Beratungsgegenstand ist 
die Tragweite der durch die 
Erklärung bewirkten Folgen. 
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Jahr. Sie soll vor übereilten Entschei­
dungen schützen und die Ernsthaftig­
keit des erneuten Änderungswunsches 
belegen. Im Übrigen gelten die glei­
chen Voraussetzungen wie für eine 
erstmalige Änderung. Die Sperrfrist gilt 
nicht für Minderjährige.

Fazit
Bezogen auf die Arbeit in Erziehungs­
beratungsstellen wirft das Selbstbe­
stimmungsgesetz nur wenige recht-
liche Fragestellungen auf. Die wenigen 
rechtlichen Auswirkungen des SBGG 
auf die Arbeit in Erziehungsberatungs­
stellen sind oben beschrieben. Die 
wichtigste Frage jedoch ist noch nicht 
gestellt und beantwortet: Sind Fach­
kräfte in Erziehungs- und Familienbe­
ratungsstellen geeignete Personen, 
um das obligatorische Beratungserfor­
dernis vor der Abgabe der Erklärung 
Minderjähriger zu erfüllen? Diese Frage 
ist mit einem ganz klaren Ja zu beant­
worten. Das in § 3 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 
und 2 SBGG beschriebene Kompe­
tenzprofil findet sich nahezu wörtlich 
in den Teams der Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen. Aufgrund 
ihrer allparteilichen, wertneutralen, 

zugewandten Haltung, der multidiszi­
plinären Fachteams und aufgrund ihrer 
gelebten Beratungspraxis sind Erzie­
hungsberatungsstellen die geeignete 
Institution der Kinder- und Jugendhilfe 
zur Beratung hinsichtlich der Frage, 
welche Auswirkungen und Folgen die 
Abgabe einer Erklärung eines Minder­
jährigen zur Änderung des Eintrages 
im Personenstandsregister hat. Zudem 
steckt hinter der scheinbar neuen 
Frage des Selbstbestimmungsgesetzes 
die altbekannte Herausforderung 
einer*s jeden Jugendlichen, eine eige­
ne Geschlechtsidentität zu entwickeln, 
durchzusetzen und zu verwirklichen. 

Ergänzend zum rechtlichen Blick­
winkel ist jedoch zu beleuchten, wie 
fachlich mit trans-, intergeschlecht­
lichen und nichtbinären Menschen und 
deren jeweiligen Familiensituationen in 
der Beratung umgegangen wird. Wie 
kann mit der Vielfalt der Geschlechter 
und Geschlechtsidentitäten, mit unter­
schiedlichen sexuellen Orientierungen, 
der psychosexuellen Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen und den 
hieraus resultierenden spezifischen 
Beratungsbedarfen, sowie mit den 
damit verbundenen Herausforderungen 
an die Berater*innen umgegangen 
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werden? Das sind die entscheidenden 
Fragen zu denen das Selbstbestim­
mungsgesetz geradezu aufruft. Ein 
Weiterdenken ist erforderlich. Die bke 
wird sich bei ihrer Wissenschaftlichen 
Jahrestagung unter der Überschrift 
Geschlechter Identitäten Familienviel-
falt vom 10. bis 12. September 2025 
in Hamburg diesen Fragen und deren 
Beantwortung widmen. 


